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Nachdem die Wasserwerfer aufgetankt waren und die 
Bullen Verstärkung bekommen hatten, wurden die 
Barrikaden weggeräumt und der Kern der 
Demonstrantlnnen das Schulterblatt Richtung Flora 
getrieben. Bei der Flora wurde von einigen Leuten noch 
eine Barrikade aus Sperrmüll angezündet, die aber für 
die Wasserwerfer kein Hindernis darstellte. Die 
Demonstrantlnnen wurden weiter in angrenzende 
Straßen vertrieben, einige Leute im städtischen Flora- 
Parkersatz verhaftet und die Flora selbst mit einer 
Hundertschaft umstellt und belagert. Direkt vor der 
Eingangstür standen zwei Wasserwerfer. Die Bullen, 
ließen verlauten, daß sie jeden verhaften wollen, der aus 
der Flora kommt, weil sich angeblich Gewalttäter dort 
hineingeflüchtet hätten. Über 2 Stunden war die Flora 
belagert, drumherum standen etwa 300-400 Leute. Als 
sich immer mehr Leute auf die Treppen vorm Eingang 
setzten, wurden die I üren einfach wieder aufecmacht 


zurück, weil sich "die Lage beruhigt" hätte. Dafür 
wurde das Viertel mit ca. SO Zivibullen zugeschissen, 
die in dummdreister Weise auf dem Schulterblatt 
rumlungertcn. Als cs auch noch zu regnen anfing, 
verzogen sich die Menschen von der Straße und tranken 



Feierabendbier. 
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Von Anfang an lag die Initiative bei den Jugendlichen, 
die ihre Wut zürn Ausdruck brachten. Die autonomen 
Gäste auf der von türkischen Gruppen organisierten 
Demo waren von der ziel- (irgendwelche 
Fensterscheiben) und verantwortungslosen 
(unvermummt, Würfe aus der 2t). Reihe) Militanz 
überrascht und angenervt. Erst direkt im 
Schanzenviertel veränderte sich dieses Bild, mehr und 
mehr Szenevolk beteiligte sich ajn den 
Auseinandersetzungen, wobei auch hier mehr von 



Gesellschaft, geprägt. Wir sind nur noch selten in der 
Offensive, in der Regel reagieren wir. 

So waren auch die "Straßcnschiachten" am 2. Juni eine 
Reaktion zum einen auf das Verhalten der Bullen, zum 
anderen auf die von den "Jugendlichen" geschaffene 
Situation, 

Genausowenig, wie die Auscimmdorsclzimgcis in Bezug 
zu vorherigen Ereignissen zu setzten sind, werden sic 
auch keine Auswirkungen und Konsequenzen für die 
Zukunft baten, oder etwas Einschneidendes in des' 
Stimmung der linksradikalen Szene verändern. 

Wichtig wüte es jetzt, da der 2. Juni uns noch einmal 
gezeigt Isaf, wie konfus wir in vielen Dingen sind, eine 
genauere Bestandsaufnahme unserer momentanen 
Poitik zu machen und eine Diskussion über neue 
Aktionstc-rrnen zu führen, um daraus eine neue Praxis 
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Im folgenden dokumentieren wir in Auszügen das Flugblatt "Faschist im Schanzenviertel" und haben 
dann einen Text reingenommen, der die Aktion am 11.6. beschreibt und versucht, die anschließende 
Diskussion darüber widerzuspiegeln. 



Henry Fiebig, Juliusstr.20, 3. Stock, 2000 HH 36 
Tel.: 438743 

Seit die Neubauten in der Juliusstr. bezogen wurden, 
wohnt Fiebig in der Juliusstr. 20 im 3. Stock. 
Aufgefallen ist er bei dem Faschistenaufmarsch in 
Bayreuth im August 1991 (Hess-Gedenkmarsch). Er 
trug dort mit dem bekannten faschistischen Funktionär 
Scholz das Emblem der "Nationalen Offensive". 

Vor seinem Umzug lebte er mit Scholz im Karoviertel. 
Fiebig wurde mehrfach mit Scholz, Willi Wegner und 
anderen Faschisten auch im Schanzenviertel gesehen. 
Es ist davon auszugehen, daß er in militante 
faschistische Strukturen eingebunden ist. 

Fiebigs ehemaliger Mitbewohner Scholz gehört seit 
spätestens Mitte der 80er Jahre zum Kern der 
militanten Nazi-Szene (ANS/NA, HNG, FAP, NO). Er 
war unter anderem 1985 auf der Hitler-Geburtstagsfeier 
in Mainz, einem der wichtigsten jährlichen Treffen der 
militanten Nazi-Führungscliquen. 

Im Herbst 92 zog Scholz zum stellvertretenden NO- 
Führer Willi Wegner nach HH-Horn (Beim Pachthof 6 
HH-74). 

DIE NATIONALE OFFENSIVE (NO) IM 
BRAUNEN NETZ ' 

Seit Anfang der 70er Jahre wurde von vorwiegend 
jungen Anhängern des Nationalsozialismus das Netz 
einer militanten Kaderorganisation aufgebaut. 
Ausgangspunkt war ' die NSDAP/AO 
(AO=Auslandorganisation) in den USA. Zielsetzung ist 
zunächst die Legalisierung der . NSDAP 
ropagandistisch vorzubereüen und im Untergrund die 
trukturen dieser Partei aufzubauen. Michael Kühnen 
war der bekannteste Vertreter dieser Organisation. Mit 
der von ihm gegründeten ANS/NA konnte zum ersten 
Mal nach 1945 eine militante Nazi-Organisation 
bundesweit agieren. Nach dem Verbot 1983 arbeitete 
die "Gesiimungsgemeinschaft der Neuen Front" 
(GdNF) Kühnens durch Unterwanderung der FAP oder 
in jeweils neugegründeten Organisationen weiter, zum 
Beispiel in der Nationalen Liste (NL) Hamburg. 

Übelster Rassismus, Antisemitismus und Militarismus 
gehören zu den Grundaussagen dieser Nazis in Wort 
und Tat. Ihre Zielsetzung, die Sraße zu beherrschen, 
setzen sie in Aufmärschen und Terror gegen ihre 
erklärten Feinde um: Ausländerinnen, Linke, Frauen 
und Lesben, Schwule, Demokratlnnen. Bei den 
Progromen in Rostock organisierte Christian Worch 
von der NL im Hintergrund. Diese Nazis haben auch 
als Erste entsprechende faschistische Strukturen in den 
neuen Bundesländern aufgebaut. 

Die NO wurde 1990 von Teilen der ANS/NA bzw. der 
FAP gegründet. Sie will als weitere Kaderorganisation 
der ■ militanten Nazi-Szene partei- und 

fraktionsübegreifend für das "nationale Lager" arbeiten. 
Im Dezember 92 wurde die NO verboten. Wie gehabt, 
bei Verboten von Nazi-Organisationen agierte die NO 
in anderen Organisationen weiter. 


Die Zugehörigkeit Fiebigs zur militanten Nazi-Szene ist 
eindeutig. Auch wenn über ihn bisher noch nicht viel 

bekannt ist, belegt der enge und fortgesetzte Kontakt zu 

den hochrangigen Nazi-Funktionären Scholz und 
Wegner die Brisanz seines bisher unbehelligten 
Wohnens im Schanzenviertel. 

! Die Nähe zu Treffpunkten von u.a. linken Gruppen, 

| Migrantlnnen, Lesben und Frauengruppen, Schwulen 
macht diesen Zustand unhaltbar. Unhaltbar deshalb, 

| weil diese Gruppen erklärte Gegnerinnen und konkrete 
Angriffsziele der Faschisten sind. Fiebigs Wohnen 
hinter der Roten Flora ist für die militant organisierten 
Faschisten nutzbar. 



Wir müssen mit vielfältigen Aktionen dafür sorgen, 
daß dieser Faschist aus dem Schanzenviertel 
verschwindet. Ähnlich,, wi.e bei den Aktionen gegen die 
FAP-Geschäftsstelle in Halstenbek müssen wir eine 
Mobilisierung aufbauen. 

Nirgendwo dürfen Faschisten 
unbehelligt bleiben!I 
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Am Freitagnachmittag, dem 11.6.93 wurde durch dieses 
Flugblatt ("Faschist im Schanzenviertel") bekannt, daß 
der Faschist Kenn,' Fiebig in dem Neubau Juliusstr, 20. 
3. Stock wohnt. 

Fiebigs Verbindungen zu militant-faschistischen 
Kadern zeigen, daß er kein "irregeleiteter jugendlicher 
Einzeltätcr", sondern eingebunden in militant- 
faschistische Strukturen und somit mitverantwortlich 
für die rassitischen Pogrome ist. 

Gerade in der momentanen Situation, nach den Morden 
von Solingen und der nicht endenden Anschlagsseric in 
der gesamten BRD. wollten verschiedene Menschen 
aus dem Schanzenviertel nicht wegsehen, als bekannt 
war daß sie einen Faschisten vor der Nase wohnen 
haben. Auf einem kurzen Treffen wurde beschlossen, 
vor dem Haus eine Kundgebung zu machen, um sein 
Wohnen im Schanzenviertel öffentlich zu machen. Es 
war schnell klar, daß Fiebig und Scholz in der 
Wohnung waren. Die Stimmung bei den 
Teilnehmerinnen der Kundgebung schwankte zwischen 
Unsicherheit und Wut. 

Während auf der Straße das Flugblatt vorgelesen wurde 
und im Haus Fiebigs Wohnungstür aufgebrochen 
wurde, bedrohte Fiebig die Teilnehmerinnen der 
Kundgebung auf der Straße mit einer abgesagten 
Schrotflinte und fing an. mit Signalmunition in die 
Menge zu schießen. Es beteiligten sich immer mehr 
Nachbarinnen an der Kundgebung, die in sicherem 
Abstand auf der Straße vor dem Haus weiterging. 

Die Bullen, von einer Nachbarin gerufen, ließen sich 
enorm viel Zeit. Es vergingen ca. eineinhalb Stunden, 
bis Fiebig und. Scholz von MEK-Bulien aus der 
Wohnung geholt wurden. 

Fiebig und Scholz wurden ED-bchandelt und bereits am 
nächsten Morgen wieder freigelassen, obwohl laut 
Zeitungsberichten u.a. Waffen, fertige Brandsätze, 
Materialien zur Herstellung von Sprengsätzen, sowie 
umfangreiches Propagandamaterial gefunden und 
beschlagnahmt wurden. Eine Pressemitteilung der 
Bullen dazu gab es nicht. Seit seiner Freilassung am 
12.6. stellt Fiebig, wenn er sich denn in's Viertel traut, 
quasi unter Bullenschutz, da in seiner Nähe permanent 
Zivilbeamte der 16 E-Schicht herumlungern. 

Uns ist ja bekannt, daß z.B. Faschoaufmärsche von den 
Bullen immer wieder geschützt und oftmals gleichzeitig 
antifaschistische Gegendemos von ihnen angegriffen 
werden; daß aber ein Faschist, der skrupellos auf 
Menschen schießt und in einer Zeit, in der jeden Tag 
rassistische (Brand-)Anschläge auf Migrantlnnen 
verübt werden, fertige Brandsätze in seiner Wohnung 
hat (was heißen kann, daß er in konkreten 
Aktionsvorbereitungen steckte), sogar quasi noch, mit 
Bullenschutz hier wieder auftaucht, ist unglaublich. Vor 
Flüchtlingsheimen oder den Häusern der Migrantlnnen 

n 


ist es angeblich (aus Personalmangel) nicht möglich 
und nicht nötig, Polizei zum Schutz zu postieren, für 
ein Mitglied einer (verbotenen) faschistischen 
Organisation, der noch dazu eine konkrete Gefahr 
darstellt, aber schon. Dies zeigt, daß es trotz der 
vollmundigen Beteuerung des Staatschutzes, mit der 
"vollen Härte des Gesetzes gegen den rechten Terror" 
Vorgehen zu wollen, offensichtlich kein Interesse gibt, 
organisierte Faschisten zu verfolgen. Es ist ihnen 
wichtiger, die These der durchgeknallten Einzeltäter 
aufi echt zu erhalten, weil die keine politische 
Verantwortlichkeit nach sich zieht, sondern mit 
blumigen Beileidsbekundungen weggeredet werden 
kann und somit die ganze Situation entpolitisiert und 
entschärft. 

Es ist ein unhaltbarer Zustand, daß der Faschist Fiebig, 
der nach letzten Freitag ja noch eher, gefährlicher als 
vorher geworden ist, sich weiter im Schanzenviertel 
aufhält. Er taucht immer noch ab und zu hier auf und 
ist noch nicht ausgezogen. 

Auch nach der Kundgebung am 11,6. gab's weitere 
Aktivitäten gegen Fiebig. 

So haben die Bewohnerinnen der Neubauten in der 
Juliusstr. eine Unterschriftenliste erstellt, mit der sie die 
GWG (Wohnungseigentümerin) auffordern, Fiebig 
fristlos zu kündigen. Weiter wurden ein paar Tage nach 
der Kundgebung ca. 300 Plakate mit Foto, Adresse, 
Telefon und Infos über ihn im Schanzenviertel verklebt? 
damit ajle mitbekommen, was für ein Schwein er ist 
und daß er eine Gefahr darstellt. 

Zur Diskussion über eins Vorgehen 
gegen Fiebig 

Die Kundgebung am 11,6 kann mit Einschränkungen 
als erfolgreich bezeichnet werden, auch wenn es dem 
Glück zu verdanken ist, daß * keine/r der 
1 eilnehmerlnnen und Nachbarinnen ernsthaft verletzt 
wurde. 

Während der Aktion kamen viele Anwohnerinnen dazu, 
die sich überwiegend zustimmend zu dieser äußerten 
und sich zum Teil spontan dazu verhielten, indem sie 
beispielsweise dabei blieben und Parolen mit riefen. Es 
wurde positiv bewertet, daß ein Faschist öffentlich 
gemacht wurde. 

Aber es wurde auch im Nachhinein, sowie auch schon 
auf dem 1 reffen kurz vor der spontanen Kundgebung 
heftige Kritik an einem solchen Vorgehen geäußert. Es 
sei dumm, daß bei dieser Aktion die zahlreichen 
Unterlagen und Materialien aus Fiebigs Wohnung 
entweder den Bullen in die Hände gefallen sind oder 
von Scholz und Fiebig rechtzeitig vernichtet wurden. 
Weiter sei es verantwortungslos, Menschen quasi direkt 
in die Schußlinie eines Faschisten zn mobilisieren imH 
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so eine Gefährdung in Kauf zu nehmen. Die 
Gefährlichkeit eines Faschisten wie Fiebig sei 
anscheinend von einigen unterschätzt worden und sich 
vielmehr spontan an der Wut entschieden, vor seine 
Wohnung zu ziehen, um ihm zu zeigen, daß er hier 
nicht geduldet wird. 

Fiebig sei nun noch gefährlicher, da er quasi nur 
verwundet worden sei und nun seiner Wut Luft machen 
wird. Solche Aktionen gegen Nazis riefen 
Gegenaktionen bei diesen hervor, die sich eher gegen 
Migrantlnnen richten, so daß nicht die deutschen 
Antifaschistinnen die Leidtragenden sind. Die 
Konsequenzen hätten die Migrantlnnen (und auch die 
Bewohnerinnen des Hauses) zu tragen. 

Bemängelt wurde, daß es keine Lösung sei, einen 
Faschisten in einem Viertel wie dem Schanzenviertel 
anzugreifen und zu vertreiben, da er dann in einen 
anderen Stadtteil zieht und dort weiter seinen 
Aktivitäten nachkommt, wobei er dann schlechter zu 
kontrollieren sei als im Schanzenviertel,wo viele 
antifaschistisch gesonnene Menschen leben und er 
zumindest nicht offen auftreten kann. 

Eine Kundgebung wie die am 11.6. sei keine adäquate 
Aktionsform gegen Faschisten und stelle keinen 
entschiedenen Angriff auf faschistische Strukturen dar. 

Gegen diese ganzen Argumente wurde gehalten, daß 
der Hauptbeweggrund für die Kundgebung gewesen sei, 
nicht still zu bleiben, wenn bekannt ist, daß ein Faschist 
in der Nachbarschaft wohnt - dies nicht, hinzunehmen. 
Es sei ein erster Schritt, durch Öffentlichkeitsaktionen 
eine Stimmung zu schaffen, in der Faschisten nicht in 
Ruhe gelassen werden und ihnen gezeigt wird, daß es 
Widerstand gegen ihre Aktivitäten und ihre Existenz 
überhaupt gibt. Es sei ein Anfang gewesen, die 
Ohnmächtigkeit und das ewige Reagieren auf die 
rassistische Mobilisierung und die Anschläge zu 
durchbrechen und einmal selbst zu agieren und offensiv 
zu werden. Wenn nicht so schnell und spontan am 11.6 
nach der Veröffentlichung der Flugblätter gehandelt 
worden wäre, bestünde die Gefahr, daß Fiebig weiterhin 
unbehelligt, in der Juliusstr. wohnen würde. Alle würden 
es wissen, aber niemand was dagegen tun. 

Klar sei es keine Lösung, Fiebig lediglich aus dem 
Schanzenviertel zu vertreiben. Aber nur weil wir in 
anderen Stadtteilen nicht die Stärke haben, Faschisten 
anzugreifen, sei dies noch lange kein Argument, dies 
einfach so hinzunehmen und dann da nichts zu tun, wo 
dies möglich ist. Im Schanzenviertel hätten wir diese 
Stärke, gegen einen Faschisten vorzugehen und 
deswegen sei es richtig, dies auch zu tun. Letztendlich 
solle das Ziel sein, daß Faschisten nirgendwo 
unbehelligt leben können. Eine solche Aktion in einem 
Viertel, wo eine breitere Solidarisierung bei den 
Anwohnerinnen zu erwarten ist, sei ein Anfang. 



VERSUCH EINER ABSCHLIESSENDEN 
BEWERTUNG 


Die Kundgebung vom 11.6. ist keine optimale 
Aktionsform, mit Faschisten und faschistischen 
Strukturen umzugehen. Viele der oben genannten 
Kritikpunkte treffen zu, so war es zum Beispiel riskant 
bis fahrlässig, die Kundgebung vor seinem Fenster zu 
machen und eine Gefährdung der daran Teilnehmenden 
in kauf zu nehmen. Eine perfekte Aktion konnte es in 
dieser Situation jedoch nicht geben. 

Bei allen Mängeln und berechtigten Kritikpunkten war 
die Durchführung dieser Aktion besser, als nichts zu 
machen, als es hinzunehmem, von einem Faschisten 
konkret zu wissen, ihn aber in Ruhe zu lassen. So wurde 
von vielen die Erfahrung als gut und wichtig 
eingeschätzt, zusammen mit Nachbarinnen auf der 
Straße zu stehen und der Wut einem Faschisten direkt 
gegenüber Luft zu machen und eben nicht nur wieder 
nach einein erneuten rassistischen Anschlag auf die x-te 
Spontandemo zu latschen. 

Diese Aktionsform war etwas Neues, sie war der 
Versuch, der Anwesenheit eines Faschisten mit der 
größtmöglichen Öffentlichkeit zu begegnen und es auch 
vielen anderen Menschen zu ermöglichen, sich zu 
verhalten. 

Was bleibt, ist die berechtigte Kritik an dieser Aktion, 
die auch nicht wegzudiskutieren ist. Jetzt ist es 
notwendig, daß ein Diskussionsprozeß über 
antifaschistische Aktionsformen in Gange kommt und 
daß wir uns genauer Gedanken machen, wie wir 
offensiv gegen Faschisten vergehen können, so daß es 
effektiv ist (und möglichst wenig Gefährdung für alle 
betroffenen Menschen mit sich bringt.) 

Wir dürfen jetzt nicht bei dieser Aktion gegen diesen 
Faschisten stehen bleiben, sondern es muß das Ziel 
sein, (auch in anderen Stadtteilen) möglichst viele 
Faschisten öffentlich zu machen und anzugreifen. 















Nummer Iß; Juli 1993 


wmmsrnm 




H öic (Jeschäfte laufen nicht mehr so impp* 
0 ( Einkaufszentrum Neue Große Bergstraße. Mag«8 
P das min an der "veralteten" Konzeption des EKZjVi 
ge liegen oder an der Rezession - die häßlichstes« 
Einkaufsmeile Hamburgs ist nicht, sehr gefragt. m 

S * Alarmiert also vom Rückgang der Bilanzen,' tat 

sich brave Bürgerinnen zusammen - keine 1 Sf 
P Radikalen sondern treue Wahlednn 
g| altbewährter Volksparteien um nach d< j 
H Ursachen und Gegenmitteln zu forschen. fn 

Was sie dann gefunden zu haben glaubten, packten H 
§>: sie in eine kleine Broschüre und verschickten es 
großflächig. 

$ Betitelt war das ganze mit : "Es reicht.. Altona darf 
;Jä nicht verkommen !" 

k 5 : Nach einer "Analyse" gipfelt das in 
Forderungskatalog und dem Aufruf zur 1 
einer Stadtteilkonferenz 

Bürgerinnenvertreterinnen sowie Polit 
Verwaltungsheims/~heinas. 

■ Drei "Grundübel" werden ausgemaef 
Niedergang des einst so attraktiven Altonas 


& ; ha > Attraktivität ist also auch kein V 
denn ein für "Bürgerinnen" attrakt 
I S!! ß l , dcr Argumentation folgend 
S Nichtburgerlrmen" unattraktiv sein m 


; Ja und wclche/r dann nach der Verringerung der! 
Igjj Sozialhilfe immer noch meint, sie/er müsse sich! 
’N was zu Essen "besorgen", soll durch "die sofortige 
'M Abschiebung rechtskräftig verurteilter 
M Asylbewerber" entfernt werden. 

. g "Entfernt" werden sollen auch noch fliegende 

■ Händlerinnen, während Punks und Obdachlose 

■ "verlegt" werden sollen, Wie mensdi Straßen 

I “ verlegt, Kranke oder Häftlinge.... 

Dazu kommen dann noch die üblichen 
Forderungen nach mehr Reinlichkeit und mehr 

! Polizeipräsenz, denn es gellt nicht mehr nur um die 
Geschäftsflaute, es geht um die angebliche 
Bedrohung der "Bürgerinnen"- durch die 

"Nichtbürgerinnen", _ es geht um das 

gesellschaftlich abgesicherte Privileg des weißen 
. Mittelklassemannes die eigenen Normen und 
U, Werte als das Non-plus-ültra betrachten zu 
& können. 

W- Es geht auch um die Umstrukturierung. Die' 
U sozialbegründete Forderung nach dem sofortigen 
W; Bau des Hertie»Quarees formuliert sehr offen was 
he Autonome immer behaupten und die Stadt immer 
Vs bestreitet : das Stadtentwicklung Machtpolitik ist ! 

v' v * 

U' Sprachgebrauch faschistisch, ist dies kein Text 
wm von Rechtsradikalen sondern eine 
H Meinungsäußerung von "Otto/Else- 

■ Normalverbraucherinnen", der/die vielleicht zu 
B Lichterketten geht, der/die Solingen barbarisch 
B findet, der/'die aber dem völkischen Grundkonsens 
jjg der Gesellschaft folgend, etwas "deutsches" 
gg; ausgemacht hat, das es zu bewahren gälte. 

Lm Den traditionellen Parteien wird offen mit dem 
■ Rechtsruck in der Wahlarilhmetik gedroht, sollten 
■ diese nicht den Rechtsruck in der Bevölkerung 
B selber mitvollziehen. 

jj Das diese Botschaft wohl verstanden wird, hat die 
B faktische Abschaffung des Asylrechts gezeigt. 

vgl Eine positive. Anregung aus dem Bereich der 
ff Verkehrspolitik jedoch bringt der Text uns allen, 
■gc die wir seit Jahren nach der Zauberformel für die 
gl Revolution suchen : ssm - 4 

" Kein Parken - Kein Geschäft 
$ Kein Geschäft - Keine Steuern 
H Keine Steuern - Kein Staat 
gl Kein Staat - was dann ?" 

fl Na was wohl?! 




Die Folgen dieser ganz normalen kapitalistischen 
Verdrängungsprozesse . versuchen me 

betroffenen Unternehmen jetzt Sundenbocken 
anzulasten. Nicht die Entscheidung des Hertie- 
Konzerns, seine Profite anderswo zu machen und 
deswegen das Kaufhaus als ’Käufermagnel für die 
umliegenden Geschäfte zu schließen, so 
Ursache des Umsatzrückganges sein (oder auch 
der Pleite, -wie bei "Sport Penning ), sondern 
p un x, ' Flohmarkt-Hän dlerlnne 
Ausländennnem^,,, 


nicht verkommen!" wendet sich derzeit e ' ue ^S 3 
Aktionsgemeinschaft aus "AltonaerHK sl 

Bürgerverein", "Ottenser Bürgerverein" und aHK <S 
dem' "Bürgerverein St. Pauli" sowie einei P z | 

"Interessengemeinschaft Große > und Neue HR 
Große Bergstraße" und einem 
"Trägerverbund", letzterer unter di m /o siL | 
eines Vertreters der Karstadt Aß, an. 

Persönlichkeiten aus Politik, Offentlichkei 
und Verwaltung . mit E .. jjj 

Entscheidungskompetenz" und lädt ein 
einer Stadtteilkonferenz" am 22. Juni 1993 omi'< > \ 

19.00 Uhr im Hotel "Stadt Altona", Louise !,/a> 

Schroeder-Straße. Kks. ;-' 

Auf sieben Seiten werden Forderungen zur|B»jj 
"Beseitigung der katastrophalen Mißstände, unter 
denen die Altonaer Bevölkerung derzeit leidet", -ja»« 

gSÄk ” WeSC ” llid “” Mf f ° lee " dCS Vorstoß der A t.io.sgemem.chaf f erfolgt 

: fXD/;. nicht zufällig ausgerechnet jetzt, m dieser Zeit der 
"Verlegung von Punkern und Pennern" aus der-M'/Ä Pogromstimmung, nach Anschlägen und Morden. 
FufUätmerzone V •• ' Eiskalt werden die Politikerinnen ermahnt 

® k ? o . • "schnell zu handeln, damit aus der jetzt 

"drastische Verringerung der '• ';*'>• herrschenden Politikverdrossenheit nicht noch 

Belegungskapazitäten auf den größerer Schaden entsteht . , Bestreben 

Asvloewerberschiffen", um die "Überschwemmung.. Hintergrund der Kampagne ist das Bestiebeii 









Ressentiments gearbeitet. Es hat eine solche 
Allianz aus Großkapital, krisengeschüttelten 
Mittelstand und verhetzten Kleinbürgertum in 
der deutschen Geschichte schon öfter gegeben 

Die Argumentation ist stammtischgerecht; durch 
das geschickte Verbinden von Wahrheit, Lüge 
und Auslassung, durch eine verkürzte Logik 
und scheinbar einfache Rezepte ist sie für jede 
und jeden nachvollziehbar. Als besonders 
dümmliches Beispiel aus dem Forderungskatalog 
sei folgender Vers zitiert: "Kein Parken - kein 
Geschäft, kein Geschäft - keine Steuern, keine 
Steuern - kein Staat, kein Staat - was dann?" 

Ein verbaler Brandsatz ist die immer wieder 
aufgestelltc Behauptung, daß Immigrantinnen 
kriminell seien. In dieselbe Kerbe haut auch die 
"Aktionsgemeinschaft”, um damit die "drastische 
Verminderung der Asylbewerber" zu fordern. 
Beliebt ist auch die soziale Demagogie, also 
das scheinbare Vorschlägen sozialer 

Verbesserungen. So fordern die Initiatoren 
dieser Kampagne die Einsetzung eines 

"Punkerbeauftragten’, der als Mittler zwischen 
den Geschäftsleuten und den Punkern" wirken soll. 
Das klingt zuerst nicht schlecht, bestenfalls etwas 
hilflos. Das Demagogische 

dieser Forderung zeigt sich erst daran, daß 
diese Person überhaupt nicht zu vermitteln 
haben würde, da die Vertreibung für die 
Aktonsgemeinschaft" 
beschlossene Sache ist. 

Besonders widerlich ist folgende 

Argumentationsweise: Es wird behauptet,drei 
bis vier Quadratmeter Wohnraum pro Person auf 
den Wohn schiffen seien menschenunwürdig. Das 
ist eine Feststellung, der alle zustimmen. Mit 
einer solchen Aussage sichern sich die 
Initiatoren der Kampagne aber ab, um zu 
beweisen, daß das, was sie ansonsten fordern, 
aus dem Bewußtsein sozialer Verantwortung 
heraus geschehe. Tatsächlich geht es aber um 
die Behauptung, die angebliche 

"Toleranzschwelle der Bevölkerung" sei 
"überschritten" und die Zahl der Flüchtlinge 
oder vielmehr aller "Ausländer" müsse reduziert 
werden. Das Ziel ist die Vertreibung; wohin, ist 
den Initiatoren egal. 
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Vor einigen Wochen hat die STEG mit einem 
Vertragsentwurf auf die Proteste gegen die Kündigung 
der Räume des Roma-Clubs im Karoviertel reagiert. 
Immerhin...aber wie gewohnt, hat die STEG in diesem 
Vertrag an unakzeptable Bedingungen geknüpft. 

Der Vertrag soll für das Haus Marktstraße 24 gelten, in 
welche die Roma ihren Club auch gerne verlegen 
würden. Allerdings wäre nicht nur der Roma-Club 
Vertragspartner, sondern es soll auch der Bauspielplatz 
am Brunnenhof e.V. mit rein. Die offizielle 
Begründung des Bezirksausschusses dazu ist, daß ein 
als allgemeinnützig anerkannter Träger 
Vertragspartner sein müsse, um mit dessen 
Subventionen, die Einstellung der geforderten 
Sozialarbeiter legitimieren zu können. Dieser 
Sozialarbeiter könnte nach Aussagen aus dem 
Sozialderzernai eventuell zum 01.10.93 eingestellt 
werden. Diese Begründung ist ofensichtlich an den 
Haaren herbeigezogen, die Auflage nicht akzeptabel. Es 
ist absolut nicht ersichtlich, wanim der Roma-Club für 
die alleinige Nutzung von Räumen, für diese auch nicht 


allein Vertragspartner sein kann. Das zu einem, zum 
anderen ist der Vertrag auf 2 (zwei!) Jahre befristet. 
Die Begründung hierfür ist der Plan, die Roma nach 
diesen zwei Jahren in den Keller der israelischen 
Töchterschule in der Karolinenstraße umzuquarlieren. 
- also an den äußersten Rand des Viertels. Auch das ist 
nicht akzeptabel. Denn natürlich müssen die Räume für 
den Roma-Club so zentral wie möglich liegen und 
zwar genau da, wo die Roma sich auch aulhalten. Der 
Plan, die Leute an den Rand des Viertels zu drängen ist 
ausgrenzend und rassistisch. Das Haus in der 
Marktstraße 24 ist noch nicht vollständig enlmietet. 
Ein Einzug des Roma-Clubs also auch noch gar nicht 
möglich, ohne Konflikte heraufzubeschwören. Das die 
STEG und der Bezirk so etwas gerne sehen würden um 
noch mehr Öl ins Feuer zu giessen , ist nicht abwegig. 
Der Club würde aber nicht eher einziehen, bis nicht alle 
Mietparteien gleichwertige Wohnungen haben. Auf 
Nachfrage bei der Bezirksverwaltung, wie es um die 
Idee von Containern auf dem Ölmühlenparkplatz für 
die Roma steht, wußten alle Parteien nix mehr von der 
Möglichkeit. 


16, Juli 1993 
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Im Folgenden drucken wir drei kurze Texte zu 
einigen Finsclirunkungen denen 

Asylbewerberinnen und andere Migrantlnnen 
arbeitsrechtlich unterworfen sind. Wir werden 
in Zukunft in loser Reihenfolge auf 

Gesetztesverschärf ungen im Bereich der 

Asylgesetzgebung hmweisen, weil wir es 

wichtig finden, daß auch diese eher 

"unspektakulären" Veränderungen, die aber in 
ihrer Gesamtheit schwerwiegende 

Auswirkungen für die Migrantlnnen haben, 
bekannt sind. Wir wollen damit auf die oftmals 
subtilen Varianten des staatlichen Rassismus 
hinweisen. 


3 Begrenzte Arbeitslosenhilfe für Migrantlnnen 

I * Ein/e arbeitslose/r arbeitserlaubnispflichtige/r 
ausländische/r Arbeitnehmerin ohne 

Arbeitserlaubnis steht dein Arbeitsmarkt nicht zur 
Verfügung und hat somit - bei Vorliegen aller 
übrigen Leistungsvoraussetzungen - Anspruch auf 
Arbeitslosenhilfe für höchstens 1 Jahr. 


Weitere Einschränkungen bei der 
Arbeitserlaubnis für Asylbewerberinnen 
Zum Jahresbeginn 1993 hat es in Hamburg 
wiederum eine Verschlechterung bei der Erteilung 
der Ärbeitserlaubnis für Asylbewerberinnen 
gegeben. Es handelt sich um die sog. allgemeine 
Arbeitserlaubnis, die nur für bestimmte 
Tätigkeiten bei bestimmten Unternehmen gültig 
ist. Vor der Erteilung dieser Erlaubnis muß das 
Arbeitsamt mindestens 4 Wochen lang nach 
bevorrechtigt Arbeitssuchenden forschen 
(Deutsche oder EG-Ausländerlnnen) ; selbst dann, 
wenn bekannt ist, daß für die konkrete 
Beschäftigung keine oder zumindest weniger 
"bevorrechtigte" Arbeitssuchende als offene 
Stellen zur Verfügung stehen. 

Diese Vorschrift ist nicht neu, bis Ende 1992 hatte 
aber das Hamburger Arbeitsamt eine ganze Reihe 
von Tätigkeiten ohne diese Wartefrist an 
Asylbewerberinnen vermittelt: 

- Beschäftigung für Reinigungsarbeiten unter 18 
Wochen stunden 


Änderung des ArbeitsfÖrderunj 
zuungunsten anerkannter Asylbewer 
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Im folgenden dokumentieren wir eine Erklärung der Autonomen Infogruppe Solingen, die sich 
genauer mit mit den Geschehnissen nach den rassistischen Morden befaßte-Wir 'finden diesen Text 
wichtig, da er eine andere Darstellung der Ereignisse vermittelt als die bürgerlichen Medien und z.B 
genauer beleuchtet, wie es zu den nächtlichen Krawallen gekommen ist und welche Rolle die 
türkischen Nationalisten und Faschisten gespielt haben. 



Nach einer vorläufigen Analyse der Ereignisse der 
letzten Tage sind wir zu einer neuen Einschätzung 
der gegenwärtigen Situation gekommen. 

Seit Tagen erleben wir von türkischen Faschisten 
geschürte Krawalle, mit denen die Staatsmacht 
scheinbar nicht fertig wird, einerseits und eine 
massive Lügenhetze gegen Autonome und andere, 
insbesondere türkische und kurdische 
antifaschistische Gruppen, andererseits. Was uns 
zunächst als ein in dieser Form unerklärlicher 
Widerspruch erschien, kristallisierte sich mit der 
Zeit immer klarer als bewußte Strategie der 
Herrschenden heraus. Der Staat und die 
Polizeiführung haben die Krawalle gewollt, sie 
haben sic bewußt zugelassen, sie absichtlich 
provoziert und forciert. Gleizeitig lief die 
Propagandamaschinerie auf Hochtouren. 

Dazu eine erste, nicht vollständige, jedoch 
beispielhafte Chronologie der Ereignisse: 

Samstag Nachmittag, wenige Stunden nach den 
faschistischen Morden, zieht eine Demonstration 
von Menschen aus den verschiedensten Spektren 
in die Untere Wernerstraße, wo gerade 
Bundesinnenminister Seilers, wenige _ Tage 
nachdem die von ihm mitbetriebene rassistische 
Abschaffung des Asylrechts beschlossen wurde, 
seine Betroffenheit über das Verbrechen heucheln 
will. So sieht er sich dann auch von Polizeiketten 
geschützt und vor der Weltpresse lautstarken 
"Mörder, Mörder"-Rufen ausgesetzt. Nachdem 
Seilers die Brandstelle wieder verlassen hatte, 
zieht der Demonstrationszug in die Innenstadt, 
dabei gehen an der sog. "Ausländerbehörde", dem 
schärfsten Repressionsinstrument gegen die hier 
lebenden Menschen ohne deutschen Paß, sowie an 
der Hauptstelle der Deutschen Bank, über die 
anderen Orts schon genug gesagt oder geschrieben 
ist, einige Fensterscheiben zu Bruch. Später löst 
sich die Demonstration in der Innenstadt auf. 


Auch im Laufe des Sonntags kommt es tagsüber zu 
verschiedenen Demonstrationen, bereits den ^ 
ganzen Tag über berichten die Medien, daß für den 
Abend schwere Krawalle erwartet werden. Am t 
Abend versammeln sich zahlreiche, überwiegend 
türkische Demonstrantlnnen deren Stimmung 
durch türkische Faschisten kräftig angeheizt r 
wurde, bis es schließlich zu den Krawallen kam. 
Die Polizei und der BGS griff, obwohl massiv ■ 
präsent, stundenlang praktisch picht ein. Der 
ortsansässige Lokalsender RSG verschärfte die 
Stimmung noch durch eine völlig überzogene 
Berichterstattung. Es wurde zeitweilig der 
Eindruck vermittelt, als brenne die halbe 
Innenstadt und es käme zu bewaffneten 
Straßenkämpfen. Ferner hieß es, einige_hundert 
Autonome seien daran beteiligt, was nicht aen - 
Tatsachen entspricht, da nur ein Bruchteil der 
< Autonomen in der Stadt war, und die 
Vorbereitungen für die für Samstag geplante 
1 bundesweite Demonstration auf^ Hocntoinen. 

, liefen. Schließlich "gelang" der Polizei am spaten 
Abend doch noch die Festnahme mehrerei 
' Autonomer. Fünf Menschen aus Osnabrück 
wurden unmittelbar nach ihrer Ankunft m 
Solingen beim Verlassen ihres Autos, von der 
Polizei mediengerecht überf allen und verschleppt. 

Am folgenden Montagnachmittag führte erneut 
eine Demonstration türkischer, kurdischer und 
deutscher Antifaschistinnen zur Unteren 
Wernerstraße. Dort war auch eine großen t Giuppe 
, »Grauer Wölfe" anwesend, die sofort die 
Demoteilnehmerinnen provozieren, es kommt zu 
i ersten Rangeleien. Gerade als ciex 
Demonstrationszug den Ort verlassen wollte, 

” marschierte von hinten eine größere Gruppe, 
r offensichtlich zu Konfrontationen entschlossener 
türkischer Faschisten, angeführt von einer 
’ Polizeikette, auf die Demo zu. Kurz bevoi d e 
Faschisten auf die Antifademonstration trafen, zog 
sich die Polizeikette zuruck, so daß em 
Zusammenstoß unvermeidlich war. Besonnenen 
Demonstratlnnen gelang es jedoch vor erst, eine 
Eskalation zu vermeiden Daraufhin 
, Polizeikräfte zwischen den Blocken auf. Wenige 
Minuten später sah sich der DemonstraUonszug 
•% einem Steinhagel von Seiten der f dschmten 
_ ausgesetzt. Die Polizei gingdaraufhin nicht gegen 
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ungerechtfertigten Angriffe durch die Polizei bei. 
Mit Stoßtrupps auf friedliche Demonstrantlnnen, 
aus der autonomen Szene griffen sie unbegründet’ 
Teile der Demo au und lösten damit gewalttätige« 
Gcgcnrcaküonca und Panik aus. Dies geschah|j 
entgegen der in fast täglichen Gesprächen mit dcr| : 
Demonstrationsleitung getroffenen Vereinbarung,| 
vor einem Einsatz der Polizei im Inneren der!) 
Demonstration in Absprache mit der| 
Demonstrationsleitung zu suchen. Der Einsatz der| 
Polizei muß als völlig ungerechtfertig bezeichnet | 
werden. Der weitere Verlauf der Veranstaltung | : 
gestaltete sich friedlich. Nach ca einer weiteren | 
Stunde wurde die Kundgebung beendet. Während | 
der Kundgebung zogen die autonomen Gruppen, | 
eingeschlossen aus einem, massiven Wanderkessel I 
aus Polizei und SEK, von denen ständig | 
Provokationen ausgingen, zum Ausgangspunkt 
zurück, von wo aus sie nach Hause fuhren. ; 


Nach den Krawallen am Montagabend, als! 
türkische Faschisten wahllos auch gegen 

ausländische Läden und ein Altersheim vergingen 
und die Polizei wiederum tatenlos zusah, kam es 
am Dienstag vor der regionalen Bündnisdemo zu 
einer massiven Provokation seitens des 

Reprssionsapparates gegen autonome 

Zusammenhänge vorm Inioladen. Eine halbe 
Stunde vor Beginn der Demonstration wurde völlig 
unbegründet der Infoladen belagert, einige 
Besucherinnen wurden kontrolliert, einige 
entzogen sich der Kontrolle, indem sie sich im 
Infoladen einschlossen. Der Zweck dieser Aktion 
liegt auf der Hand, die Stimmung unter den 
Autonomen sollte angeheizt werden. In die selbe 
Kerbe schlug der Solinger Polizeichef "Lügen"- 
Uhrig nach der Demo in Hinblick auf den 
geplanten bundesweiten Sternmarsch am Samstag 
mit dem Liveinterview in Vox: "Man muß sie über 
das gesamte Spektrum einordnen, sowohl radikal 
links, ich denke auch radikal rechts, im türkischen 
Bereich. Ich sehe ein großes Anstifterpotential bei 
der deutschen autonomen Szene." 


Zu einem weiteren Fascho-Angriff kam es am 
Dienstag als ein mit zwei Naziskins besetzter PKW 
absichtlich in einen Demonstrationszug raste und 
eine 16 jährige verletzte. 

In den' letzten Tagen vor der Großdemo am 
Samstag wurde das Klima der Angst in der 
Bevölkerung von den Medien und dem 
Repressionsapparat gezielt gesteigert. So wurde z. 
B. den Mitgliedern des DGB vom Vorstand 
nahegelegt, sich nicht am Sternmarsch zu 
beteiligen. Infolge dessen wurden im gesamten 
Stadtgebiet, auch in den Stadtbezirken die meisten 
Schaufenster verbarrikadiert. Das Kozept der 
Herrschenden ging voll auf, statt der erwarteten 
50.000 kamen lediglich 20.000 Teilnehmerinnen. 
Auf der Route des autonomen, antifaschistischen, 
internationalistischen Spektrums demonstrierten 
etwa 4.000 Menschen - trotz massiver 
Bullenprovokation - friedlich, lediglich ein Hau» 
des Aitnazis Gunter Kissel (Gesellschaft füll 
freie Publizistik), sowie die Deutsche Bank wurden! 
gezielt angegangen. 

Die Kundgebung wurde von Anfang an massiv von! 
türkischen Faschisten / Grauen 'Wölfen gestört, 
die sich vor der Bühne aufbauten und 
provozierten. Durch das friedliche Eingreifen von 
besonnenen Demonstrantlnnen, die an einer 
[friedlichen Demonstration interessiert waren, 
Tonnte eine größere Auseinandersetzung zu 
(diesem Zeitpunkt verhindert werden. Zur 
Eskalation trugen hauptsächlich..die. 








Um es nocheinmal zu betonen: 

Wir haben in einer früheren Stellungnahme gesagt, 
daß wir die Wut und die direkten militanten 
Reaktionen berechtigt und richtig finden. Wir 
distanzieren uns jedoch grundsätzlich von den 
Aktivitäten reaktionärer und faschistischer 
Gruppierungen deren Aktionen sich vielfach gegen 
Unschuldige sowie Antifaschistinnen richteten. 
Davon gibt es kein Wort zurückzunehmen. Es 
bleibt also dabei, daß es für uns niemals 
gemeinsame Sachen mit Faschistinnen geben 
kann, gleich welchen Paß sie besitzen. So haben 
wir unsere Politik auch bestimmt. Die letzten Tage 
sind wie sie gelaufen sind, im Interesse der 
herrschenden Brandstifterinnen gewesen. Hatte 
sich in den ersten 36 Stunden nach den Morden die 
öffentliche Diskussion auf die rassistische Politik 
der Herrschenden konzentriert, wurden die 
Herrschenden in breiten Kreisen sowohl im 
Inland, vor allem auch im Ausland mehr oder 
weniger deutlich als die wahren Brandstifterinnen 
benannt, so schlug die Stimmung am Sonntagabend 
um, sie wurde entpolitisiert. Inhaltliche 
Auseinandersetzungen wurden durch ein gezielt 
geschaffenes Klima der Angst, durch die Medien 
noch geschürt, abgelöst. Die Herrschenden 
brauchten diesen Wandel denn nach den Morden 
drohte ihnen und ihrer rassistischen Politik der 
Boden unter den Füssen wegzubrechen. Durch 
diesen Anschlag, wenige Tage nach der 
Grundgesetzänderung, wurde vielen Menschen 
klar, wessen Saat cs eigentlich ist, die in Solingen 
aufgegangen ist. Es wurde für die Herrschenden 
zur zwingenden Notwendigkeit, die sich außerhalb 
staatlicher Kontrolle bildende antifaschistische 
Gegenwehr in entpolitisierter Randale zu 
ersticken, begleitet von entprechender 
Medienberichterstattung. So haben sie den 
Ausnahmezustand inszeniert, eine zunächst m 
Scherben liegende und später völlig 


verbarrikadierte Stadt bot die gespenstische 
Kulisse für ein polizeiliches Großaufgebot, das die 
Lage scheinbar nicht in Griff bekommen konnte. 
Selbst die GSG 9 (!) wurde Montagnacht für einen 
geradezu demonstrativen öffentlichen Auftritt in 
diesem Drama eingeflogen. So ist auch klar, daß 
sie die Zusammenstöße im Verlauf der 
Großdemonstration wollten und brauchten. Daher 
haben sie die im Solinger Appell erwähnten 
Absprachen gebrochen, ständig versucht, _ den 
Autonomen-Demonstrationszug zu provozieren 
und, als dieser sich nicht provozieren ließ, die 
Kundgebung angegriffen. 

Die Inszenierung hat ihre Wirkung nicht verfehlt. 
Es ist ihnen gelungen, die breite antifaschistische 
Bewegung in dieser Woche weitgehend in die 
Defensive zu drängen und weiter Stimmung gegen 
Menschen nicht-deutscher Nationalität zu machen. 
Wenn Weizsäcker auf der Trauerfeier in Köln 
nicht auf die Forderung eingeht, seine Unterschrift 
unter die Grundgesetzänderung zu verweigern, 
sondern stattdessen das harte durchgreifen des 
Staates propagiert, so wird deutlich, daß die 
Herrschenden keine politischen Lösungen für die 
von ihnen verursachten Widersprüche anzubieten 
haben, sondern die Strukturierung des autoritären 
Repressionstaates verschärft vorantreiben. 

Das Gesamtkonzept der Herrschenden ist am 
Beispiel Solingen deutlich geworden: . 

Jeglicher Widerstand gegen ihre rassistische und 
immer faschistoider werdende Politik soll 
zerschlagen werden, indem sie den Widerstand von 
unten durch gezielte Hetze und Repression spalten 
und unterbinden um so eine Entsolidarisierung der 
Bevölkerung zu erreichen. 


NO PASARAN ! 

KAMPF DEM RASSISMUS UND FASCHISMUS 

! 
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KAMPF DEN BRANDSTIFTERINNEN IN 
BONN ! 

Solingen,den 8.6.93. Autonome Infogruppe 
Solingen c/o Infoladen tat(W)orl, Werwolf 14, 
5650 Solingen 1 
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^ Hausbeset/.ung in der Oüersbckallee 10 in 
Eimsbüttel am Vormittag des 25.6.93 
Am Freilag den 25, Juni wurde das Haus m der 
öltersbekallcc 10 besetzt. Es stand seil dem 
15.12.91 leer. Bis dahin wurde es 9 Jahre lang als 
Unterbringungseinrichtung der Sozialbehörde 
genutzt. Ein Jahr vor Ende des Mietvertrages mit 
der HEW wurden die dort wohnenden 
Romafarnilien an den Rand Eimsbüttels 
umverteilt. Einflußreiche Bürgerinnen wollten 
sich nicht ihre "schöner Wohnen-" Idylle durch 
spielende R omakinder beeinträchtigen lassen. 
Anstatt das Gebäude weiter zu nutzen zahlte die 
Behörde für Arbeit, Gesundheit und Soziales 
(BAGS) weiter Miete für den Leerstand und 
verlängerte den Mietvertrag nach einem Jahr 
nicht. . , 

Um den Leerstand öffentlichkeitswirksam zu 
verwalten, heißt es in der Folgezeit, es solle ein 
Studentinnenwohnheim in der Ottersbekallee 
entstehen. 

Das ist konsequente Politik der Vertreibung von 
Flüchtlingen. Es trifft gleichermaßen alle, die sich 
keine Eigentumswohnung kaufen oder die 
horrenden Mieten nicht mehr bezahlen können. 

Die Besetzung dauerte insgesamt 3 Stunden. Der 
Versuch des Oberbullen der Revierwache 

Grundstraße, Söhtje das Hau;. Alleingang 

räumen zu wollen scheiterte daran, das er sich die 
Hand an der Haustür einklemmte als diese von 
innen zugetreten wurde um ihm den Zutritt zu 
verwehren. Das angekarrte Räumkommando fand 
dann nur « oc h oin leeres H aus vor. 





ÄS" Ü.67 würde in Norderstedt das Haus 
Bahnhof straße 57 für einen Tag besetzt. 

Die Besetzerinnen wollten mit der Aktion ihrer 
Forderung nach bezahlbarem Wohnraum und nach 
einem sozialem Zentrum in Norderstedt 
Nachdruck verleihen. 

Faschisten aus Norderstedt fuhren am Tag der 
Besetzung in regelmäßigen Abständen an der 
Bahnhof straße vorbei, ein befürchteter Angriff auf 
das Haus blieb jedoch aus. 


- Bezahlbarer Wohnraum für Alle ! 

Kein Neubau von h 
Eigen tu m sw ohnungen 

- Für ein soziales Zentrum in Nord^ c * p 4t 
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Verlaß auf den Staat ist tödlich - Angela und Dario 
S. + 19.6.93 


sind eine zy-janrige rrau unu mi zwoijammoi ,, 
Sohn Opfer einer Brandstiftung in der 

Blücherstraße 31 (1/61) geworden. Der Brand, der 
im Keller gelegt wurde und vermutlich einem , ■ ■ 
kurdischem Restaurant im Vorderhaus galt, griff l 
auf den Seitenflügel des Gebäudes über. Während p 
die übrigen Hausbewohnerinnen von der B 

Feuerwehr gerettet werden konnten, starben 
Angela S. und ihr Sohn Dario an Rauchvergiftung, i 
In unmittelbarer Nähe des Hauses, im Treppenflur ^ 
und im Hof wurden Hakenkreuzschmierereien . 
gefunden. 

Die Polizei ermittelt wegen Brandstiftung., Uber 
einen eventuellen faschistischen oder rassistischen 
Hintergrund schweigt sie sich aus. Auch den 
Medien war der Brandanschlag mit Todesfolge am 
Samstag keine Nachricht wert. Ihre Ignoranz und 
Gleichgültigkeit trägt dazu bei, daß tödliche 
Anschläge zum Alltag werden. , ... 

Wir wissen bisher nicht, wer die Täter sind. Wir 
wissen jedoch sehr wohl, daß wir uns nicht aul 
Polizei' und andere staatliche Institutionen .. 
verlassen können. Die Propagandalügen der / 
Bonner und Berliner Brandstifterinnen haben wir - 
satt. Sie sind es, die erst das Klima geschaffen ;| 
haben, in dem rassistische Überfälle und Gewalt 
gegen "Andere" zur deutschen Normalität 
geworden sind. >■ 

Die Politikerinnen haben jahrelang versucht, uns •• 
Immigrantinnen, Deutsche, Flüchtlinge, 
Türkinnen, Kurdinnen...- zu spalten. Wir lassen 1 
uns jedoch nicht für dumm verkaufen. 

Schließen wir uns zusammen _ m 
Hausgemeinschaften, Nachbarschaften, Betrieben, 

: Schulen Unis.,..überall!! 

- Organisieren wir konkreten Schutz!! Auf den 
I Staat können wir uns nicht verlassen ! 
i - Wehren wir uns gegen jede Form von 
i Nationalismus ! . 

| - Schluß mit dem rassistischen und faschistischen 
j Terror ! 

j - Gleiche Rechte für alle hier lebenden Menschen ! 




' • : ' - -- • 
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LeserJjmenbriofc im Zcck Nr. 14 und 15 

:k Nr.14 war ein Leserbrief (oder sollte es 
lißiungeiie satirische. Betrachtung gewesen 
von "einigen Vertretern der Gruppe für die 
perialistische Revolution in den 
rolen sofort/notfalls auch alleine, 
ls/wnaa)" zu lesen, in dem u.a. die vegane 
n der Flora beschrieben wird " (...) als 

ick für die Abwendung vom internationalen 
ingskampf hin zu metropolenzentrierter 
rnährungsesoterik Philosophie Schon 

ist uns diese Arroganz, die den 
die die Vokü betreiben, jegliches 
dies Bewußtsein abspricht, auf gestoßen. 

leben heißt nicht auf dem 
isefaen, individualistischen 

srfahrungstrip sein, sondern ist für uns 
Konsequenz, um die Utopie einer 
schaftsfreien Gesellschaft zu 

dichen. Was uns jetzt dazu veranlaßt, uns 


letzten Ausgabe, 


wa r eine 
Leserbrief, die 
reu, wie "Die 


ausgezeichnet versehen wurde. Mal abgesehen 
davon was die inhaltliche Kritik auch immer sein 
mag, ist es ja wohl ein völlig beschissener Umgang 
Leserlnnenbriefe auf so einer platten, blöden 
Spruchebene zu kommentieren. Wir finden es 
generell daneben, wenn Leute,die in einer 
Redaktion sitzen, also "das letzte Wort haben", 
ihre Machtposition ausnutzen. Wenn das dann 
auch auf einem solchen Niveau abläuft, ist das 
umso bitterer, weil es noch nicht einmal um eine 
Auseinandersetzung geht sondern nur um billige 
Anmache! Darüberhmaus dürfte es auch kem 
Zufall sein,daß ausgerechnet der Brief von TAN 
kommentiert wird (interne Flora- 

Auseinandersetzung?). Die Erfahrungen in und 
mit der "Szene" zeigen allzu häufig, daß vegane 
Politik in der Regel nicht ernst genommen wird. 
Unbequem wohl dadurch, daß die eigene 
Lebensweise hinterfragt, werden könnten und die 
Konsequenzen, die daraus zu ziehen wären,sich 
nicht so leicht als "Lippenbekenntnisse" 
durchführen lassen. 

Wir fordern von den Leuten in der Zeck, d:se 
sich "die Red." ncnnen,ihrc dummen 
Kommentare und Seilennrebe sein zu lassen! 
Die verschiedenen Formen der Ausbeutung 
und Unterdrückung gleichwertig bekämpfen! 


Vegane (Vokü) Gruppe im KSK, L'j.06.93 
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Der folgende - Text ist von einer 
Einzelperson geschrieben worden mmd 
befasst sich mit der Situation von Gary 
Graham. Graham wurde 1981 in Texas, 
USA zum Tode verurteilt und sitzt seit 
dem im Gefängnis. Der Text ist aktuell, da 
Graham Ende Juni ’93 hingerichtet 
werden soll, jedoch einen vierwöchigen 
Hinrichtungaufschub bekam und in diesen 
Tagen entschieden wird ob das Urteil 
vollstreckt oder der Fall neu aufgerollt 
wird. Schafft Öffentlichkeit, schreibt 
Garv Grahami 


Die Slrafvollzugsbehörde des Bundesstaates Texas 
schreibt bei einer Hinrichtung durch Injektion eines 
tödlichen Giftes vor, daß der Verurteilte nicht später als 
24 Stunden vor der Execution in den Trakt verlegt wird, 
in dein das Urteil vollstreckt wird... Der Gefangene 
unterliegt in dieser Phase permanenter Überwachung; am 
Executionstag erhält er zwischehn 6.30 h und 7.30 h 
seine Henkersmahlzeit. Danach muß er sich duschen und 
die Hinrichtungskleidung anlegen. Um Mitternacht wird 
er aus der Einzelzelle abgeführt, und auf eine fahrbare 
Krankenhausbahre geschnallt, auf der er dann in die 
Hinrichtungszelle geschoben wird. 

So wurde in den USA (in anderen Bundesstaaten andere 
Hinrichtungsmethoden) - seit 1976 durch eine 
Entscheidung des Obersten Bundesgerichtshofes wieder 
ermöglicht - 201 mal (Stand : Mai'93) perfekt gemordet 
und grausam psychisch gefoltert. 

Im Zusatzartikel zur US-Verfassung steht, daß weder 
grausame noch ungewöhnliche Strafen verhängt werden 
dürfen. Die Todesstrafe ist eine grausame, 
unmenschliche und. erniedrigende Strafe, die 
darüberhinaus willkürlich, rassistisch diskriminierend 
und unfair angewand wird. 

Mit der Verhängung der Todesstrafe fallen die USA noch 
hinter die selbstgesetzten Maßstäbe zurück, insbesondere 
hinter die allgemeine Erklärung der Menschenrechte der 
UN. 

Gary Graham hat das Pech in einem der weltweit 7 
Staaten zu leben in denen die Todesstrafe auch gegen 
(mutmaßliche) Straftäter in jugendlichem Alter verhängt 
werden kann.Es sind dies neben den USA Iran, 
Irak,(Barbados), Nigeria, Pakistan und Bangladesh. 

Ende 92 saßen in 13 ÜS-Staaten 34 Minderjährige in 
Todeszellen, 8 davon in Texas. 7 davon sind Schwarze 
oder hispanischer Herkunft. Der Bezirk in Texas, .wo 


Im Mär/ '81 wird bei einem Raubüberfall ein Mann 
erschossen, ein Weißer. Eine Frau will für den Bruchteil 
einer Sekunde” den Täter gesehen haben, den sie später 
nicht auf einem Foto identifizieren kann. Bei einer 
Gegenüberstellung vermutet sie den Täler in Gary- 
Graham. Garv Graham isi schwarz und arm. 

Obwohl 2 Zeugen, welche dichter am Tatort waren als 
die Frau Garv Graham nicht identifizieren konnten, 
wurde Graham im November 81 für schuldig befunden 
und zum Tode verurteilt. 

Graham bestreitet die Tat begangen zu haben. Kurz nach 
der Verurteilung legten 4 Personen eine Eidesstattliche 
Erklärung ab. zum Tatzeitpunkt mit Graham zusammen 
gewesen zu sein. . ., 

Trotz neuer Indizien für eme mögliche Unschuld 
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Behandlung von Afro-Amerikanern berüchtigt. 56% der 
dort zum Tode verurteilten sind Schwarze, nur etwa ein 
Drittel ist weißer Hautfarbe. Bei den Jugenlichen Opfern 
dieses Strafgerichtes liegt der Anteil bei 86%. Dabei liegt 
der Anteil von Amerikanern afrikanischer Abstammung 
in Texas bei nur 12%. 

Die texanische Presse vergleicht den Fall immer wieder 
mit dem eines 18jährigen Weißen, der für die 
Beteiligung an einem Mord an einem Schwarzen mit 
einer Bewährungsstrafe davonkam. 

Aus einer Studie in Texas geht hervor, das ein Schwarzer 
für einen, an einem Weißen begangenen Mord mit 6mal 
größerer Wahrscheinlichkeit zum Tode verurteilt wird 
als ein Weißer, der einen Weißen tötet. 

Die Todesstrafe trifft besonders arme Menschen, die sidi 
keinen eigenen Rechtsanwalt leisten können. Die 
Pflichtverteidiger in Todesstrafenprozessen sind zumeist 
unerfahren und nehmen die Rechte der Verteidigung nur 
eingeschränkt war. 

Ein Großteil der Betroffenen wäre mit einer Haftstrafe 
davongekommen, hätten sie über einen erfahrenen 
Rechtsanwalt verfügt. 

Von 1976 bis heute wurden in den USA 201 Menschen 
legal getötet. 83% dieser Hingerichteten wurden 
exekutiert, weil ihnen die Ermordung eines Weißen zur 
Last gelegt wurde. 

Mitte Januar 1993 befanden sich in den Todeszellen von 
msgesammt 36 US-Bundesstaaten 2676 Gefangene - 
davon 40% Scwarze, die in den USA einen 
Bevölkerungsanteil von 12% ausmachen. 

Noch sitzt Gary Graham in seiner Todeszelle; ihm wurde 
ein weiterer Hinrichtungsaufschub gewährt. Jetzt wird 
innerhalb von 30 Tagen entschieden, ob ein neuer 
Hinrichtungstermin angesetzt wird, oder ob das 
Verfahren neu aufgerollt wird. 

Hoffnung bleibt keine, bei einem Präsidenten, der als 
Gouverneur für Todesurteile mitverantwortlich zu 
machen war. 

Bleibt der Kampf für Menschenrechte! S! 

Gary T. Graham 

Texas Death Row 696 

Elfis One Unit 

Hundsville 

Texas 77343 

USA 
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Tel. 

Montag 

18-20 Uhr jeden 2. 
Sucht - Cafe { Palet 

Dienstag 

17 - 22 Uhr Mämerca. 

Mittwoch 

20 Uhr " Augen i 
Ar. tirassistisc h«: 
Info's und offen 

Donnerstag 

geschlossen 

Freitag 

15 - stät Ihr Cafe i 
15 - 20 Uhr Cafe j 

Sans tag 

21 - 2 Uhr Kneipe 

Sonntag 

11 - 20 Uhr Frühstil 

Das Cafe Dö 

se wird seit mehreren J 


Menschen getragen. 

-hurit es weiter existieren kann 
Schwung', suchen vir dringend noi 
Schichten Übernehmer.. 

Außerdem ist noch Platz für afce: 
Kommt auf's nächste Plenum am ' 


für abendliche 
cm am 5. 7. 
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ROTH FLORA IM JULI 


2.7. Konzert: Di Iries und Dubblc Standart 
(Österreich), große Halle 20.00 

3.7. Dub Conference, große Halle 19.00-1.00 

4.7. Vollmondorchester, große Halle 21.00 

7.7. Veranstaltung zu Uruguay 
(Uhrzcit noch nicht klar) 

10.7. Tuntenterror 
große Halle, 21.00 

31.7. Konzert: Sabot (San Francisco) 
und Econochrist. 

große Halle, 21.00 

2.8. Vollmondorchester, große Halle 21.00 


B-MOVIE IM AUvjUo i 

Freilichtkino im August-Ludg< 
Haus 3, Beginn ca. 22.00: 

7.8. Der Willi-Busch-Repoit 

14.8. Kleine Fluchten 

21.8. Herrenpartie 
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